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Kerstin Tack
Hannover im Herzen.
Deutschland im Blick.

Homeoffice wer kann!

Um die Corona-Pandemie weiter 
einzudämmen, hat der Bundestag 
mit der Corona-Arbeitsschutzver-
ordnung zusätzliche Maßnahmen 
des betrieblichen Arbeitsschutzes 
erlassen. Denn nicht nur im pri-
vaten Umfeld sollten Kontakte 
beschränkt werden, auch im be-
ruflichen Umfeld und auf dem 
Arbeitsweg ist dies wichtig.

Seit 21. Januar gilt, dass 
Arbeitgeber*innen verpflichtet 
sind, Homeoffice anzubieten und 
Arbeitnehmer*innen dazu ange-
halten sind, dies wenn möglich 
auch anzunehmen.

Sollte Homeoffice nicht möglich 
sein, gilt bei der Arbeitsstätte ein 
Flächenbedarf von 10 m2 pro Per-
son in einem Raum. Außerdem 
müssen Arbeitgeber*innen nun 
medizinische Masken zur Verfü-
gung stellen. Das sind Maßnah-
men, die schnell und kurzfristig 
wirken.

Bei den vielen Vorteilen, die wir 
gerade jetzt in der Krise durch 
Homeoffice sehen, ist es wichtig, 
dass wir perspektivisch auch Ar-
beitsschutz und Arbeitssicherheit 
mitdenken.

die Corona-Pandemie hält das Land leider 
weiter im Griff.

Das hat finanzielle Folgen, die diejeni-
gen besonders hart treffen, die ohnehin 
wenig haben. Deshalb hat sich der Koa-
litionsausschuss auf ein weitreichendes 
Maßnahmenpaket geeinigt, von dem vor 
allem Geringverdiener, Grundsicherungs-
empfänger, Künstlerinnen und Künstler 
sowie Solo-Selbständige profitieren. In 
dieser Ausgabe beschreiben wir die Maß-
nahmen.

Für die allermeisten wird die lange Zeit 
des beeinträchtigten Lebens eine immer 
größere Herausforderung. Der Verzicht 
auf die meisten Aktivitäten mit Familie 
und Freunden sowie die Freizeitgestal-
tung trifft alle hart und die Vorfreude auf 
den Frühling, der nach und nach wieder 
mehr möglich machen soll, ist groß.

Politisch wird nicht nur an Maßnahmen 
und Gesetzen zur Pandemie gearbeitet, 
sondern auch an den Vorbereitungen zum 
Wahlprogramm. Einen ersten Aufschlag 
dazu hat der Parteivorstand Anfang Fe-
bruar mit dem Papier Sozial.Digital.Kli-
maneutral. gemacht. Es beschreibt die 
Schwerpunkte, die Olaf Scholz für seinen 

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
Wahlkampf als Spitzenkandidat setzen 
will. Ergänzt werden diese Schwerpunkte 
durch das deutlich umfangreichere Wahl-
programm, das in den nächsten Tagen im 
Entwurf vorliegen, breit in der Partei dis-
kutiert und auf einem Parteitag im Mai 
beschlossen werden wird.

Mit den Beschlüssen des Unterbezirkes 
Region Hannover wird jetzt auch der Weg 
zur Nominierung meiner Nachfolge im 
Wahlkreis 41 klarer. Durch den Beschluss 
zur Durchführung einer Briefwahl wird 
die Beteiligung aller Genossinnen und 
Genossen möglich. Das sollte zu einem 
guten Zeichen gelebter Demokratie füh-
ren und durch eine hohe Wahlbeteiligung 
dokumentiert werden.

In den anstehenden Wahlkämpfen zur 
Kommunal- und Bundestagswahl gilt 
es, gemeinsame und aufeinander abge-
stimmte Themen zu präsentieren und 
Personen und Programm in vielfältigen 
Formen mit den Hannoveranerinnen und 
Hannoveranern zu diskutieren. Dazu wer-
den auch all Eure Ideen und Eure ganze 
Kraft benötigt.

Herzlichst Ihre und Eure 
Kerstin Tack Fortsetzung auf Seite 2
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Betriebsrätestärkungsgesetz

Eine starke betriebliche Mitbestimmung ist gut für die Wirt-
schaft und damit für die Unternehmen sowie für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. Seit fast 70 Jahren regelt das 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) die Zusammenarbeit von 
Arbeitgeber*innen und Betriebsrat. Heute erleben wir jedoch zu-
nehmend Druck auf die betriebliche Mitbestimmung. Gerade bei 
Neugründungen von Betriebsräten wird immer wieder versucht, 
eine Wahl zu verhindern und den Initiator*innen zu kündigen.

Deswegen fordern die SPD-Bundestagsfraktion und Bundes-
arbeitsminister Heil mit einem Gesetzentwurf, dass Gründung 
und Wahl von Betriebsräten erleichtert wird, und dass für 
Mitarbeiter*innen, die einen Betriebsrat gründen wollen, ein 
Kündigungsschutz eingeführt wird, . 

Vorbereitungen zu einer Betriebsratswahl und die Versuche, 
Betriebsratswahlen zu behindern, beginnen aber schon, bevor 
überhaupt eine Einladung versandt wird. Daher sollen auch in 
dieser Vorfeld-Phase Initiator*innen vor Kündigungen geschützt 
sein, wenn sie eine beglaubigte Erklärung abgeben, dass sie ei-
nen Betriebsrat gründen wollen und mit Vorbereitungen begin-
nen.

Bundeswirtschaftsminister Altmaier lehnt den Kündigungs-
schutz jedoch grundsätzlich ab und blockiert deshalb den Ent-
wurf.

Wir kämpfen aber weiter für die Stärkung der betrieblichen Mit-
bestimmung und unsere Vorschläge im Gesetzentwurf.

Zusätzlich wollen wir mit dem Gesetz die Gründung und das 
Wahlrecht für die Jugend- und Auszubildendenvertretung er-
leichtern, mehr Mitbestimmung bei Anwendungen von künst-
licher Intelligenz und bei mobiler Arbeit erreichen, sowie eine 
Vereinfachung der digitalen Arbeit herbeiführen.

Eine weitere Milliarde für die Kultur - 
Hilfen für Kulturschaffende

Die Corona-Pandemie hält das Land weiter im 
Griff, der Lockdown wurde verlängert. Auch Ki-
nos und Theater sind seit Monaten geschlos-
sen, es finden keine Konzerte, keine Lesungen 
statt. 

Dies trifft die Kreativschaffenden, die Künst-
lerinnen und Künstler sowie den ganzen Kul-
tur- und Kunstbereich besonders hart. Bereits 
im Sommer 2020 wurde ein Rettungs- und Zu-
kunftsprogramm in Höhe von einer Milliarde 
Euro aufgelegt, um den Kulturbetrieb und die 
kulturelle Infrastruktur dauerhaft zu erhalten. 
Davon sind bereits in enger Abstimmung mit 
den unterschiedlichen Dachverbänden fast 
900 Millionen Euro und damit rund 90% des 
gesamten NEUSTART KULTUR-Programms kon-
kret belegt. 

Deswegen unterstützen wir die Kulturbranche 
erneut mit einem Anschlussprogramm. Eine 
weitere Milliarde Euro fließt in das Rettungs-
programm „Neustart Kultur“. Dafür haben wir 
uns als SPD-Fraktion besonders eingesetzt. Al-
len Kulturschaffenden soll dies auch in Zeiten 
nach der Pandemie wieder auf die Beine helfen. 
Profitieren können u.a. Bibliotheken, Archive, 
Galerien, Kinos, Gedenkstätten, die Buchbran-
che, Museen, Festivals, Musikclubs, Rundfunk, 
Tanz oder Theater.

Die Kulturstaatsministerin Grütters muss nun 
dafür Sorge tragen, dass diese Mittel zügig 
ausgegeben werden und da ankommen, wo sie 
dringend benötigt werden.

Mit der sogenannten „Neustarthilfe“ können 
auch viele Soloselbstständige, Künstlerinnen 
und Schauspieler eine Zahlung von bis zu 7.500 
Euro beantragen. Es findet keine Anrechnung 
auf die Grundsicherung statt.

Homeoffice wer kann!

Auf Dauer ist der Küchentisch kein Arbeitsplatz, sondern eher 
gesundheitsgefährdend. Deswegen wird es höchste Zeit für das 
Mobile-Arbeit-Gesetz, an dem bereits gearbeitet wird. Auch im 
Homeoffice muss irgendwann Feierabend sein. Besonders wenn 
mobiles Arbeiten zur Regel wird, wird Arbeitszeiterfassung nö-
tig. Ständige Erreichbarkeit verleitet zu einer Entgrenzung der Ar-
beitszeit. Das ist nicht gesund und auch nicht der Sinn von mo-
bilem Arbeiten. Die Erfassung von Arbeitszeit muss kontrolliert 
und bei Verstößen auch sanktioniert werden.

Aus Sicht der SPD-Fraktion ist es wichtig, dass Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer bei mobiler Arbeit den gleichen 
Versicherungsschutz genießen, wie es im Büro der Fall wäre. 
Dies soll im Bedarfsfall auch den unmittelbaren Weg zu Kitas 
und Schulen umfassen.

Zukünftig sollen Arbeitnehmer*innen einen sogenannten Erör-
terungsanspruch haben. Arbeitgeber*innen müssen dann hand-
fest begründen, warum Homeoffice aus betrieblichen Gründen 
ausgeschlossen ist.

Fortsetzung von Seite 1
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Vor einem Jahr waren die Corona-
Hotspots noch weit entfernt und dass 
uns diese Pandemie in Deutschland in 
diesem Ausmaß betreffen wird, war 
noch keineswegs klar. Wie lief der In-
formationsaustausch unter Ihren in-
ternationalen Kontakten? Hatten Sie 
durch die internationale Vernetzung 
in der Wissenschaft die Chance, sich 
früher vorzubereiten?

An der MHH hatten wir den unschätz-
baren Vorteil, Mitarbeiter aus Ländern 
(China und Italien) in unseren Reihen 
zu haben, die als erste von der Pande-
mie betroffen waren. Beide arbeiteten 
als Stipendiaten in unserem Kunst-
herzprogramm und brachten täglich 
Informationen aus ihren Heimatstäd-
ten, Wuhan und Mailand. So wussten 
wir von überquellenden Krankenhäu-
sern und Intensivstationen, vor allem 
von der jeweiligen Dynamik der Aus-
breitung, bevor die ersten Patienten 
in Norddeutschland erkrankten. Wir 
bestellten sehr früh Maschinen zur ex-
tracorporalen Membranoxygenierung 
(ECMO) und planten mit Regionspräsi-
dent Hauke Jagau das Behelfskranken-
haus auf der Messe. Tägliche Anrufe 
aus Mailand von völlig überlasteten 
Kollegen führten auch dazu, dass wir 
die Landespolitik in Richtung des er-
sten Lockdowns berieten.

Wie beurteilen Sie allgemein die deut-
sche Reaktion auf die Pandemie? 

In dieser Phase hat Deutschland regi-
onal und national sehr gut reagiert. 
Aber nicht nur politisch, sondern ge-
samtgesellschaftlich. Krankenhaus-
betten wurden reserviert, Bewohner in 
Alten- und Pflegeeinrichtungen so gut 
es ging geschützt und Gottesdienste 
abgesagt. Dies waren extrem wichtige 
Entscheidungen, die von den Men-
schen auch überwiegend akzeptiert 
wurden. Dies war zu einer Zeit, als die 

Wissenschaft noch stritt, ob Abstriche 
sinnvoll wären und ein Mund-Nasen-
Schutz überhaupt einen Effekt haben 
würde. Alles gemeinsam führte dazu, 
dass gegen Ostern 2020, 2 – 3 Wochen 
nach dem Beginn des Lockdowns, die 
Infektionsraten bereits zurückgingen 
und unsere Intensivstationen keines-
wegs überlastet wurden.

In welchem Land sollte man während 
einer Pandemie wie dieser am besten 
wohnen und warum? 

Wegen dieser Situation in Deutsch-
land, die uns ja ganz besonders von der 
Ausbreitung und den hohen Sterbera-
ten in anderen europäischen Ländern, 
aber auch den USA unterschied, wurde 
ich vielfach kontaktiert, insbesondere 
aus den Vereinigten Staaten. Hier griff 
die Pandemie in einem ungebremsten 
Sturm durch die Bundesstaaten und 
man verstand nicht, warum das deut-
sche Gesundheitssystem das alles so 
viel besser schaffte. Viele glaubten, es 
seien Besonderheiten der Behandlung 
auf den besonders hochgerüsteten In-
tensivstationen, was aber überhaupt 
nicht der Fall war. Gerade in den USA 
war diese Fehlinformation so verbrei-
tet, dass ich den Artikel „It’s not for 
hight-tech-medicine, it’s for science 
and humanity“ schrieb. Darin hob ich 
auf unser Sozialsystem ab, in dem fak-
tisch jeder eine Krankenversicherung 
hat und ältere Bürger durch die Pfle-
geversicherung geschützt sind, indem 
sie entweder in den eigenen Räumen 
oder in professionell betriebenen Ein-
richtungen medizinisch versorgt wer-
den.

Im Gegensatz zum damaligen ame-
rikanischen Präsidenten befolgte die 
deutsche Politik auf Landes- und auf 
Bundesebene den Rat von Medizinern 
und Wissenschaftlern, so z. B. in Bezug 
auf den Lockdown und die Abstands- 
und Besuchsregeln. Diese enge Kom-
munikation hatte vorsorglichen Cha-
rakter, um die Krankheit zu vermeiden, 
mit deutscher high-tech-Medizin hat-
ten die Maßnahmen nichts zu tun. 
So war es auch der Bildungsstandard, 
nicht nur in der Spitze unserer Politik, 
sondern in der Breite der Bevölkerung,  

 
 
 
 
 
 
 
der den frühen Erfolg in der Bekämp-
fung der Pandemie in der ersten Welle 
nach sich zog. Mit wenigen Ausnah-
men folgten die Menschen den Maß-
nahmen, auch wenn sie manchmal 
schmerzhaft waren. An dieser Stelle 
gebührt sicher auch den öffentlichen 
Medien ein großes Lob.

Haben wir die Pandemie im Sommer 
dieses Jahres im Griff? 

Ja, das haben wir, aber sie ist nicht vor-
bei. Wir werden es in Europa schaffen, 
die Infektion so in Schach zu halten, 
dass mit akribischer Nachverfolgung 
neuer Infektionen und entsprechenden 
Quarantänemaßnahmen keine Hot-
spots mehr entstehen. Wir werden 
den größten Teil der (willigen) Bevöl-
kerung geimpft haben, so dass insbe-
sondere die Alten- und Pflegeeinrich-
tungen sicher sind. Aber das Virus wird 
nicht verschwinden. Bei Auslandsrei-
sen werden wir weiter Vorsicht walten 
lassen, auch umgekehrt bei Gästen, 
die uns aus Epidemie-Gebieten be-
suchen oder hier arbeiten bzw. leben 
möchten. Hier wird das nach meiner 
Einschätzung bleibende Rest-Risiko 
nicht auf Infektionen mit dem jetzt 
grassierenden Virus beruhen, sondern 
auf Varianten, die jederzeit, vielleicht 
jedes Jahr (?), ihre Erbsubstanz so ver-
ändern, dass stattgehabte Impfungen 
nicht mehr (voll) wirksam sind. Aber 
wir werden lernen mit diesem Virus 
umzugehen und brauchen als Ältere 
neben der Grippeimpfung im Herbst 
möglicherweise auch eine solche ge-
gen Corona.

Es kann aber auch sein, dass Corona 
bei dem Gegenwind, den wir ihm in 
den letzten 12 Monaten entgegen-
gesetzt haben, im Sommer seine Le-
bensgeister aufgibt – und für immer 
verschwindet.

Prof. Dr. Axel Haverich, 
Jahrgang 1953, 
ist Direktor der Klinik für 
Thorax-, Herz- und 
Gefäßchirurgie der MHH. 

i



4

Wo stehen wir in der Corona-Krise? Fraktion vor Ort digital am 2. Februar 2021

Zugegeben, beim Titel der Veranstal-
tung hätten wir uns mehr Mühe ge-
ben können, aber inhaltlich waren 
wir selten mit einer Veranstaltung so 
glücklich, wie mit diesem Abend im 
weltweiten Netz der Möglichkeiten. 

Die für Gesundheit zuständige stellver-
tretende Vorsitzende der SPD-Bundes-
tagsfraktion, Bärbel Bas, ist für einen 
Lagebericht zur Bewältigung der Coro-
na-Krise aus der Sicht der Bundespo-
litik genau die richtige Ansprechpart-
nerin. Der Impfgipfel, der am Tag vor 
unserer Veranstaltung stattgefunden 
hatte, diente auch der Koordination 
verschiedener Firmen, die in der Lage 
sind, sich bei der Produktion von Impf-
stoffen zu beteiligen, um die Produk-
tionskapazitäten auszuweiten. Sie be-
richtete über die kritischen Fragen der 
SPD zum Thema Impfstoffbeschaffung 
durch die EU und beschrieb das klare 
Ziel, bis zum Ende des Sommers allen 
Bürgerinnen und Bürgern ein Impfan-
gebot zu machen. Der Fokus liegt für 
unsere Partei neben dem Impfen auf 
weiteren wichtigen Zukunftsfragen: 
Wie muss der öffentliche Gesund-
heitsdienst aufgestellt sein, um uns 
durch Pandemien wie diese zu brin-
gen? Gibt es Handlungsbedarf beim 
Schutzmaterial? Wie sieht es mit neu-
en Testmöglichkeiten - auch für zu Hau-
se - aus? Bei der Pandemiebekämpfung 
müssen diese Themen alle gleichzeitig 
bearbeitet werden und die SPD nimmt 
dies alles in den Blick. 

Die niedersächsische Sozialministerin 
Dr. Carola Reimann hat zu Beginn ihres 
Impulses Verständnis dafür gezeigt, 
dass Homeoffice und Homeschoo-
ling zusammen eine große Belastung 
für die Familien darstelle, die man 
nicht ewig aushalten könne. Der nie-
dersächsische Stufenplan solle einen 
Ausweg aus dieser Situation vorzeich-
nen und klare Perspektiven anhand 
von Inzidenzen aufzeigen, um das 
Durchhalten zu erleichtern. Das Mini-
sterium habe zudem die Verbreitung 
der Mutationen und die Situation in 
den Krankenhäusern im Blick. Erfreu-
lich sei, dass Niedersachsen bislang 
zu jeder Zeit anderen Ländern und 
Bundesländern mit Intensivbettenka-
pazitäten aushelfen konnte. Schwie- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
riger sei gewesen, dass die Menge der 
angekündigten Impfstoffdosen mit 
jedem Gespräch mit dem Bundesge-
sundheitsministerium kleiner als im 
vorhergehenden Gespräch geworden 
sei und somit die Planungssicherheit 
zu Beginn der Impfkampagne in Nie-
dersachsen auf wackeligen Füßen ge-
standen habe. Als positiven Ausblick 
kündigte Carola Reimann für das zwei-
te Quartal deutlich höhere Mengen an 
Impfstoffen an und ihre Planung drehe 
sich auch schon um die Frage, ob die 
Bürgerinnen und Bürger im Sommer 
zusätzlich motiviert werden müssen, 
an einer Impfung teilzunehmen, wenn 
der Sommer wieder mit weniger Infek-
tionsgeschehen einhergehen sollte. 

Dr. med. Matthias Berndt, niederge-
lassener Hausarzt in Hannover und 
Vorsitzender des Hausärzteverband 
Niedersachsen e.V., hat in seiner Praxis 
seit dem Beginn der Pandemie 350 po-
sitiv getestete Corona Patient*innen 
betreut. Das seien mehr gewesen, 
als manche Klinik im Lande betreut 
habe. Sein Verband habe die nieder-
gelassenen Hausärzt*innen dabei un-
terstützt, die Patient*innenströme 
zu trennen und zu entzerren und 
es sei gelungen, Ansteckungen von 
Patient*innen in Arztpraxen zu ver-
hindern. Er habe beobachten können, 
wie der Umgang der Patient*innen mit 
der Pandemie sich im Verlauf gewan-
delt habe. Zunächst hätten nicht we-
nige gedacht, dass es von Vorteil sei, 
die Erkrankung möglichst frühzeitig 
durchzumachen, um das Thema hin-
ter sich zu bringen. Als sich jedoch die  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berichte über Folgeschäden verbrei-
teten und man sah, dass Patient*innen 
teils um die acht Monate krank waren 
oder dauerhaft blieben, änderte sich 
dieses. Als Hausarzt beobachte er bei 
vielen Patient*innen den Verlust des 
Geruchssinns, Gedächtnisstörungen, 
Erschöpfung sowie Müdigkeit bis hin 
zur Erwerbsunfähigkeit auch schon 
bei jüngeren Patient*innen. Da es kei-
ne Therapieoptionen gebe, sei Präven-
tion unser einziges Mittel und er rate 
daher dringend zu einer Impfung und 
wo möglich zur Verwendung von FFP2-
Masken bei Kontakt zu anderen Men-
schen. Er betonte, dass er allen bislang 
in der EU zugelassenen Impfstoffen 
sehr vertraue und warb bei allen Teil-
nehmenden dafür, dass jede Person 
sich impfen lassen solle, um die per-
sönliche Gesundheit zu erhalten und 
wieder ein normales Leben führen zu 
können. Er rechne mit einem Impfstart 
in Hausarztpraxen im Juni. 

Die Teilnehmer*innen des Abends wa-
ren aufgefordert, im Chat Fragen an 
unsere Expert*innen zu stellen. Hier 
war eine wirklich sehr erfreuliche Be-
teiligung vieler Teilnehmenden und 
auch eine aktive Interaktion zwischen 
den Teilnehmenden zu beobachten, 
die bei einer Präsenzveranstaltung 
nicht möglich gewesen wäre. Die Teil-
nehmenden konnten während der 
Veranstaltung im Chat auch miteinan-
der diskutieren und sich gegenseitig 
Fragen beantworten, was an solchen 
Abenden, wo man sonst die meiste 
Zeit still dem Podium lauscht, sonst 
nicht möglich ist. 



Das jetzt in das parlamentarische Verfahren kommende Gesetz 
stärkt die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen und wirkt 
ihrer Diskriminierung entgegen. 

Wer beispielsweise auf einen Assistenzhund angewiesen ist, dem 
darf der Zutritt zu öffentlichen und privaten Räumlichkeiten zu-
künftig nicht mehr verweigert werden. Gleichzeitig wird der Bund 
die Ausbildung von 100 Assistenzhunden finanziell unterstützen. 
Betroffene können so ein möglichst selbstbestimmtes, unabhän-
giges Leben führen. 

Des Weiteren wird das Budget für Ausbildung auch für diejenigen 
offen stehen, die bereits im Arbeitsbereich einer Werkstatt für 
Menschen mit Behinderungen oder bei einem anderen Leistungs-
anbieter tätig sind. Das öffnet einen zusätzlichen Weg, um auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. 

Und Menschen, die arbeitslos sind und gleichzeitig auf Rehabili-
tation (kurz „Reha“) angewiesen sind, erhalten durch das Gesetz 
künftig Zugang zu mehr Angeboten der aktiven Arbeitsförderung. 
Das erhöht ihre Eingliederungschancen in den Arbeitsmarkt.

Mit weiteren in dem Gesetz befindlichen Reformen sind das wich-
tige Schritte in Richtung einer inklusiven Gesellschaft.

Teilhabestärkungsgesetz
Teilhabe ermöglichen – Diskriminierung beenden
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Die Corona-Pandemie trifft diejenigen beson-
ders, die schon vorher hilfebedürftig waren 
oder durch die Pandemie geworden sind. Mit 
dem Sozialschutzpaket III stärken wir erneut 
das soziale Sicherungsnetz und unterstützen 
all diejenigen, die es jetzt am dringendsten 
brauchen. Der erleichterte Zugang zur Grundsi-
cherung wird verlängert, damit niemand seine 
Wohnung oder seine Rücklagen fürs Alter auf-
geben muss. Erwachsene im Grundsicherungs-
bezug (Bezieher*innen von Arbeitslosengeld II, 
Sozialhilfe, Grundsicherung im Alter, Erwerbs-
minderungsrentner*innen, Menschen mit Be-
hinderungen oder Asylbewerber*innen) erhal-
ten einen durch Corona bedingten Zuschlag in 
Höhe von 150 Euro. 

Die Sonderregelung für die gemeinschaftliche 
Mittagsverpflegung in Kitas, Schulen und 
Werkstätten für Menschen mit Behinderung 
wird ebenfalls verlängert, damit die Kosten 
auch dann gedeckt sind, wenn das Mittages-
sen aufgrund der Pandemie geliefert oder ab-
geholt werden muss. 

Darüber hinaus wird es einen Kinderbonus von 
150 Euro geben, der nicht auf die Grundsiche-
rung angerechnet wird. So kommt die Hilfe 
dort an, wo sie dringend gebraucht wird. 

Das Sozialschutzgesetz war erst nach inten-
siven Debatten in der Koalition möglich ge-
worden. Wir freuen uns deshalb, dass es jetzt 
auf den Weg gebracht wurde.

Das Sozialschutzpaket III

Mit dem Lieferkettengesetz schaffen wir zum ersten Mal ein Ge-
setz, welches Unternehmen in die Verantwortung nimmt, Men-
schenrechte einzuhalten und Kinderarbeit zu verhindern. In einer 
globalisierten Welt endet die Sorgfaltspflicht von Unternehmen 
nicht am Werkstor. Nur ein Fünftel der Unternehmen sind bisher 
ihrer menschenrechtlichen Verantwortung entlang ihrer Liefer-
kette nachgekommen. Das ist nicht genug und zeigt ganz deut-
lich: Freiwillige Selbstverpflichtung reicht nicht aus.

Künftig wird klar geregelt, was Unternehmen tun müssen und 
was sie nicht mehr tun dürfen. Es wird eine starke Kontrollbehör-
de geben. Bußgelder fließen in einen Fonds zur Stärkung men-
schenrechtlicher Sorgfalt in der globalen Wirtschaft. 

Von Menschenrechtsverletzungen Betroffene haben mit der neu 
eingeführten Prozessstandschaft für Gewerkschaften und Nicht-
regierungsorganisationen die Möglichkeit, gegen ausbeuterische 
Methoden deutscher Unternehmen vor deutschen Gerichten vor-
zugehen. Damit schlagen wir ein neues Kapitel auf und werden 
eines der effektiven Lieferkettengesetze in Europa haben. Darü-
ber hinaus bleibt es wichtig, auch ein europaweites Lieferketten-
gesetz auf den Weg zu bringen.

Das neue Lieferkettengesetz
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Ende Januar hat der Deutschen Bundestag das Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetz reformiert, damit die Familienleistung noch 
besser an die Lebensumstände der Eltern angepasst werden kann. 

Dafür wurde der Stundenkorridor beim Partnerschaftsbonus auf 
24 bis 32 Stunden ausgeweitet. So können Eltern leichter wählen, 
ob sie drei oder vier Tage arbeiten wollen. Außerdem kann der Bo-
nus künftig auch kürzer bezogen oder früher als geplant beendet 
werden. Damit sich Eltern auch in der Krise auf die Leistung verlas-
sen können, wurde die Regelung verlängert, dass der Bonus nicht 
entfällt oder zurückgezahlt werden muss, wenn sie aufgrund der 
Corona-Pandemie mehr oder weniger arbeiten als geplant. 

Eine besonders wichtige Regelung wurde für Eltern von zu früh ge-
borenen Kindern beschlossen, denn sie stehen vor besonderen He-
rausforderungen. Je früher Kinder zur Welt kommen, desto mehr 
Zeit brauchen Eltern, um mögliche Entwicklungsverzögerungen 
aufzufangen. Deshalb gibt es in Zukunft einen Monat zusätzliches 
Elterngeld für Kinder, die sechs Wochen zu früh geboren werden. 
Für Kinder, die zwei, drei oder sogar vier Monate zu früh kommen, 
gibt es je einen zusätzlichen Monat. 

Mit dieser Reform bleibt das sozialdemokratische Erfolgsmodell 
Elterngeld krisenfest und bietet zukünftigen Eltern noch mehr Pla-
nungssicherheit und Wahlmöglichkeiten.

Technische Ausstattung für das Homeschooling 
für Empfänger*innen von Grundsicherung

In mehreren Gesprächen mit Schulen, der Region und später auch 
der Stadt Hannover sowie einer Elternvertretung (siehe Bericht 
im KonTACKt Dezember 2020) wurde klar, dass beim aktuell vor-
liegenden Umsetzungsstand des Digitalpakt Schule nicht sicher-
gestellt war, dass alle Kinder mit der notwendigen technischen 
Ausstattung versorgt werden. Es gab kein Sicherungsnetz, das „in 
letzter Instanz“ die zeitnahe Anschaffung der von der Schule vor-
geschlagenen oder sogar vorgeschriebenen Tablets, Laptops oder 
auch Druckern ermöglichte, wenn ein Schüler oder eine Schülerin 
kein Gerät von der Schule erhalten hatte. 

Kerstin Tack sagte den Beteiligten zu, sich um eine Lösung zu be-
mühen und konnte erreichen, dass die Jobcenter von Arbeitsmister 
Heil angewiesen wurden, für Empfänger*innen von Grundsiche-
rung die Kosten für diese technische Ausstattung zu übernehmen. 
Dies gilt nur, sofern sie nicht bereits Geräte haben oder ihnen wel-
che aus Mitteln des Digitalpakt Schule zugeteilt worden sind. Vor 
dem Hintergrund des vermutlich noch länger andauernden Hei-
munterrichtes ist dies eine sehr gute Nachricht für viele Familien.

Kerstin Tack unterwegs

Telefonsprechstunde

Verteilaktion mit der Aktion Sonnenstrahl e.V. und 
der Obdachlosenhilfe Hannover e.V. am 20. Dezember 2020

Die nächste telefonische 
Bürger*innensprechstunde 
findet am 9. März 2021 statt. 

Terminvergabe über das Team im 
Bürger*innenbüro unter 0511-699805 
oder kerstin.tack.wk@bundestag.de.

Elterngeld - jetzt noch flexibler


